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1. Frage (3P)

Die Europäische Kommission hat in ihrem Beschluss vom 11.5.2016 die geplante Übernahme des Telekommunikationsunternehmen Telefónica UK durch Hutchison 3G untersagt. 

a)
Wer hat die Übernahme nach den Vorschriften der einschlägigen Rechtsgrundlage bei der Kommission anzuzeigen? Was ist die Rechtsfolge, wenn die Anzeige unterbleibt? (2P)

b)
Welchen Zielen dient das einschlägige Regelungsregime? (1P)
2. Frage (6P): 
Mit Beschluss vom 17. 9. 2018 legte das LG Münster dem EuGH die Frage vor, ob es das Unionsrecht verlangt, ein rechtskräftiges nationales Urteil, in dem das Fortbestehen eines gegen EU-Beihilfenrecht verstoßenden Vertrages festgestellt wurde, außer Acht zu lassen, wenn nach dem nationalen Recht die Vollziehung dieses beihilfenrechtswidrigen Vertrages nicht anders abgewendet werden kann. 
a)
Welche Problematik ist hier betroffen? (1P)

b)
Welche beiden Grundsätze stehen sich hier gegenüber? Erläutern Sie in eigenen Worten was mit diesen Grundsätzen jeweils sichergestellt werden soll! (3P)
c)
Wie wird der EuGH entscheiden? Begründen Sie in eigenen Worten! (2P)
3. Frage (5P): 
Nehmen Sie zu folgenden Aussagen Stellung und geben Sie an, ob diese richtig oder falsch sind. Begründen Sie Ihre Antwort.
· Der Gerichtshof der EU darf in Grundrechtsfragen ausschließlich die Charta der Grundrechte der EU (GRC) heranziehen. (1P)

·  Alle der Union nicht in den Verträgen übertragenen Zuständigkeiten verbleiben bei den Mitgliedstaaten. (1P)
·  Ein Beschluss ist wie eine Verordnung in allen seinen Teilen verbindlich. (1P)

· Mit dem Staatshaftungsanspruch iSv Francovich kann man die Verletzung von EU-Recht durch EU-Organe geltend machen. (1P)
· Das EU-Pilot-Verfahren dient zur Lösung von Problemen bei Anwendung des EU-Rechts durch die MS, nachdem das Feststellungsurteil des EuGH ergangen ist. (1P)
4. Frage (5P): 
Die WasserrahmenRL hat unter anderem den Schutz der Binnengewässer innerhalb der EU zum Ziel. Nach Ansicht der Europäischen Kommission hat Österreich diese RL jedoch bei der Bewilligung eines Wasserkraftwerks in der Steiermark nicht in ausreichendem Maß eingehalten. Österreich hat die RL nicht einmal umgesetzt. Die Europäische Kommission überlegt daher rechtliche Schritte einzulegen.
a)
Wie wird die Kommission nun wohl vorgehen? Erläutern Sie die einzelnen Schritte! Nennen Sie auch die relevante Rechtsgrundlage! (3P)
b)
Angenommen der Gerichtshof der EU teilt die Ansicht der Kommission: Welche Folgen wird das nach sich ziehen? Kann auch eine Geldbuße verhängt werden? Nennen Sie auch die einschlägigen Rechtsgrundlagen! (2P)
5. Frage (5P):
Anna Brunner arbeitet seit langen Jahren in einem großen Architekturbüro in Triest. Aufgrund der aktuellen Krise muss das Unternehmen jedoch leider Konkurs anmelden und kann seine Arbeitnehmer*innen, ua auch Anna Brunner, nicht mehr bezahlen. 

Auf Unionsebene existiert RL 2004/94, welche dem Staat die vorsorgliche Bildung von Garantieeinrichtungen vorschreibt. Diese sollen in einem solchen Fall den Lohn an die Arbeitnehmer fortzahlen, wenn das Unternehmen dazu nicht mehr in der Lage ist. 

Diese RL hat Italien allerdings nicht umgesetzt. Die Umsetzungsfrist ist bereits zwei Jahre abgelaufen. Anna Brunner möchte sich auf die Rechte, die diese RL gewährt, berufen. Die RL sieht allerdings nicht vor, wie diese Entgeltfortzahlungs-Einrichtungen konkret gebildet werden sollen, insbesondere nicht woher die Mittel für diese Einrichtungen stammen sollen.
Welche Möglichkeit hat Anna Brunner in ihrer Situation? Prüfen Sie das Vorliegen der Voraussetzungen! (5P)
6. Frage (6P):
In Frankreich ist für Einzelhandelsunternehmen, die über mehr als 2.200 m2 Verkaufsfläche verfügen, eine Sonder-Steuer wegen der mit solchen Groß-Kaufhäusern verbundenen negativen Auswirkungen auf die Umwelt vorgesehen. Kleinere individuelle Einzelhandelsunternehmen unterfallen dieser Steuer hingegen nicht. Die Association française des entreprises privées (AFEP), die die Interessen der großen Einzelhandelsunternehmen vertritt, sieht in dieser Abgabenregelung einen Verstoß gegen Unionsrecht.

a)

Welche Grundfreiheit könnte betroffen sein und wo ist diese geregelt? (1P)
b)

Welche Voraussetzungen müssen im Allgemeinen vorliegen um in den Anwendungsbereich dieser Grundfreiheit zu gelangen? (3P)

c)

Liegt durch die Sonder-Steuer ein Verstoß gegen diese Grundfreiheit Ihrer Meinung nach vor? Begründen Sie! (2P)


